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Pressemitteilung     

 

Kindergrundsicherung: Finanzielle Mittel auf Reform des Kinderzuschlags  

konzentrieren 

 

Anlässlich des aktuellen Koalitionsstreits zur Umsetzung der Kindergrundsicherung fordert 

der Familienbund der Katholiken eine klare Zäsur: Im Interesse der Kinder und Familien 

sollte die Koalition die vereinbarten Mittel auf eine gute Reform des Kinderzuschlags für 

Familien mit kleinen Einkommen konzentrieren und die parallel geplante Reform von Ver-

waltungszuständigkeiten hintenanstellen. Kompromiss statt öffentlich ausgetragenem 

Streit lautet das Gebot der Stunde. Anderenfalls droht das Vorhaben zulasten der Familien 

vollends zu scheitern. 

 
Berlin, 11. April 2024. „Der aktuelle Konflikt über Mehrbedarfe beim Verwaltungspersonal 
im Rahmen der Kindergrundsicherung zeigt, dass es in der Regierung derzeit keine Einigkeit 
über die Umsetzung der Kindergrundsicherung zu geben scheint. Doch Kinder und Familien 
brauchen die angekündigte Unterstützung – insbesondere jene, die mit kleinen Einkommen 
knapp oberhalb der Grundsicherung liegen. Die Regierung sollte daher endlich den Teil der 
Reform umsetzen, der bereits Konsens ist: Leistungsverbesserungen für Kinder und Fami-
lien beim Kinderzuschlag“, erläutert Ulrich Hoffmann, Präsident des Familienbundes die Po-
sition des Verbands.  
 
Der Familienbund der Katholiken plädiert dafür, die im Rahmen der Kindergrundsicherung 
vereinbarten Mittel auf Anpassungen beim Kinderzuschlag zu konzentrieren. So käme das 
Geld direkt denjenigen Familien zugute, die wegen der Inflation der letzten Jahre auf finan-
zielle Unterstützung besonders angewiesen sind. Dieser Schritt würde deutlich zur Armuts-
reduzierung beitragen und dem grundlegenden Ziel der Armutsbekämpfung entsprechen. 
Derzeit sind allein für die Verwaltungsreform bei der Kindergrundsicherung Mindestkosten 
in Höhe von 408 Millionen Euro pro Jahr geplant, rund ein Fünftel des Gesamtbudgets. Sie 
sind vom Etat des Familienministeriums zu tragen, werden absehbar weiter steigen und re-
duzieren damit zukünftige Handlungsspielräume.  
 
„Aus Sicht des Familienbundes ließe sich mit den zur Verfügung stehenden Mitteln am 
meisten erreichen, wenn der Kinderzuschlag zielgenau gestärkt würde: Eine Erhöhung des 
Maximalbetrags, eine Reform der Mindesteinkommensgrenzen und günstigere Regeln bei 
der Anrechnung von Kindeseinkommen sowie beim Abschmelzen der Leistung würden die 
Situation armutsgefährdeter Familien sofort spürbar verbessern“, rät Ulrich Hoffmann. So 
ließen sich gute Gedanken aus dem aktuellen Kindergrundsicherungskonzept bewahren. 
„Die Regierung muss sich jetzt zusammenraufen.“ 
 
Obwohl der Familienbund die Ziele der Leistungserhöhung und Leistungsbündelung im 
Sinne einer möglichst einfachen und unbürokratischen Inanspruchnahme teilt, erscheint 
ihm das aktuelle Konzept für eine Kindergrundsicherung nicht gelungen. Finanziellen Bes-
serstellungen, besonders für Familien im Bürgergeldbezug und für Alleinerziehende, stehen 
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Verschlechterungen an anderer Stelle gegenüber, die vor allem jüngere Kinder und 
ebenfalls Alleinerziehende treffen. Kinder unter 14 Jahren sind zwar im Zeitpunkt der 
geplanten Einführung der Kindergrundsicherung durch eine Bestandsschutzregelung 
geschützt, würden aber langfristig schlechter gestellt als bisher. Auf Verwaltungs-
ebene wird deutlich, dass die Umsetzung komplex bleibt und sich teils weiter verkompli-
ziert. Die Zusammenführung des Grundsicherungssystems mit dem Familienförderungssys-
tem ist hauptverantwortlich für die zahlreichen Unstimmigkeiten und Probleme. Sie sollte 
daher unterbleiben. Mit unterschiedlichen Anlaufstellen für Kinder und Eltern entsteht zu-
dem deutlicher Mehraufwand für Familien im Bürgergeldbezug. Das widerspricht dem Ziel 
der Kindergrundsicherung, die Familienleistungen zu vereinfachen. 
 
 „Mit einer beherzten Reform des Kinderzuschlags ist den Familien mehr geholfen als mit 
einer halbherzigen Umsetzung der Kindergrundsicherung. Das gilt besonders dort, wo El-
tern für wenig Geld an der Grenze der Grundsicherung arbeiten. Gerade diese Familien ver-
dienen bei begrenzten finanziellen Mitteln politische Priorität“, so Ulrich Hoffmann. 

 

 
Ohne Familien ist kein Staat zu machen. 
 
Der Familienbund der Katholiken ist der mitgliederstärkste Familienverband Deutschlands. Ihm 
gehören 26 Diözesan-, 11 Landes- sowie 11 Mitgliedsverbände an. Seit über 70 Jahren setzt sich 
der familienpolitische Fachverband für eine familiengerechtere Gesellschaft ein. Der Verband 
versteht sich als „Stimme der Familien“ – als Interessenvertretung aller Familien in Gesellschaft, 
Politik und Kirche. Die Rahmenbedingungen für Familien müssen nach Ansicht des Familienbun-
des so gestaltet sein, dass jede Familie – unabhängig von ihrer jeweiligen Ausprägung – bestmög-
lich gelingen kann.   
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